
 

 

 

Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchte ich Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten informieren:  
 

1. Miet-Training für Geflüchtete und Migranten am 19. und 20. August in 
Eibelstadt  
Für alle interessierten Migrantinnen und Migranten, insbesondere aber diejenigen aus 
Eibelstadt und Umgebung, findet am 19. und 20. August, jeweils von 17 bis 20 Uhr, 
ein Miet-Training im Eibelstädter Rathauskeller statt. Die Teilnahme ist kostenfrei und 
wird mit einem Zertifikat bestätigt.  
Anmeldung ist noch möglich! Dafür bitte an Tobias Bothe unter t.bothe@caritas-

wuerzburg.org schreiben. Alle Informationen auch in der angehängten Datei 
(190819_Miet-Training_Eibelstadt).  

 

2. Arbeitshilfe des Bundesverbandes unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zur 
Alterseinschätzung 
Für junge Geflüchtete, die ohne Eltern nach Deutschland kommen, kann das eigene 
Alter Türen verschließen oder Zugänge zu Hilfeleistungen und Schutzmaßnahmen 
öffnen. Gibt es keine Dokumente mit denen das Alter nachgewiesen werden kann, ist 
eine richtige Alterseinschätzung von behördlicher Seite entscheidend. Diese ist aber 
nicht immer unproblematisch und führte auch politisch zuletzt zu Diskussionen. Der 
Bundesverband unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt in einer aktuellen 
Arbeitshilfe wichtige Hinweise für die Praxis sowie zum rechtlichen Rahmen der 
Alterseinschätzung und den gebotenen fachlichen Standards. Bei Interesse finden 
Sie die Arbeitshilfe hier: https://kurzelinks.de/7dyd  

 

3. „Gute Bleibeperspektive“ und Zugang zu Sprachkursen – Neuregelung ab 1. August 
2019 
Zahlreiche gesetzliche Neuerungen sind mit dem Migrationspaket in diesem Sommer 
auf den Weg gebracht worden. Unter anderem können nun auch Asylbewerber mit 
unklarer Bleibeperspektive, die vor dem 1. August 2019 eingereist sind, unter 
bestimmten Bedingungen Zugang zu Integrationskursen bekommen. Allen, die nach 
dem 1. August 2019 eingereist sind, bleibt der Zugang allerdings verwehrt - 
ausgenommen sie kommen aus Syrien oder Eritrea. Denn nur noch Geflüchteten aus 
diesen beiden Ländern wird künftig eine „gute Bleibeperspektive“ bescheinigt. In 
einem Faktenpapier des BMAS finden sich neben dieser Neuregelung, auch 
Informationen zur Schließung der Förderlücke für Azubis und Studierende im 
Asylbewerberleistungsgesetz sowie zur Ausbildungs- und neuen 
Beschäftigungsduldung (PDF Faktenpapier_BMAS). Einen guten Überblick zum 
Zugang zu Sprachförderung mit Aufenthaltsgestattung bietet auch das Netzwerk IQ in 
beigefügter Tabelle (PDF Sprachförderung_2019). 

 

4. Hinweise der Kanzlei Hermann, Haubner und Schank zu Aufstockungsklagen von 
Syrern 
Die Kanzlei Hermann, Haubner und Schank gibt in einem Update vom 19. Juli 2019 
Hinweise zu Aufstockungsklagen auf Flüchtlingseigenschaft für Syrer mit subsidiärem 
Schutz in Bayern. Darin wird auf die geänderte Rechtsprechung in Bayern 
hingewiesen. Männlichen Syrern im militärdienstpflichtigen Alter droht laut 
Bayerischem Verwaltungsgerichtshof nun aufgrund der Entziehung vom Militärdienst 
keine flüchtlingsrelevante Verfolgung mehr. Für die Praxis bedeutet das, dass 
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Fit für die eigene Wohnung!


19. und 20. August 2019 von 17 bis 20 UhrIm Rathauskeller Eibelstadt


Ort: Rathauskeller Eibelstadt (Marktplatz 2, 97246 Eibelstadt).
Der Kurs ist kostenfrei | Am Ende des Kurses erhalten Sie ein Zertifikat!
Verbindliche Anmeldung bei Tobias Bothe
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e.V.:
Mobil: 01522 430 677 9 oder E-Mail: t.bothe@caritas-wuerzburg.org 


Zeigen Sie Vermietern, 
dass Sie sich das nötige 


Wissen zum Thema Wohnen 
angeeignet haben. Damit 


verbessern Sie Ihre Chancen 
auf dem Wohnungsmarkt!


Themen: Rechte und Pflichten als Mieter / Mieterin, Richtig Heizen und Lüften, 
Mülltrennung, Kommunikation mit dem Vermieter, Besichtigungstermin, 
Mietvertrag, Nebenkosten
und vieles mehr!


Miet-Training 
für Geflüchtete und Migrant*innen


Eine Veranstaltung des Caritasverbandes im Rahmen des Kommunalen Integrationsprojektes des Landkreises Würzburg


Bildnachweis: Gina Sanders – stock.adobe.com
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Faktenpapier Migrationspaket 1


Was hat sich für Gestattete und  
Geduldete durch das „Migrationspaket“ 
der Bundesregierung verbessert?


1. Zugang zur Sprachförderung
des Bundes durch das Ausländer-
beschäftigungsförderungsgesetz
ab dem 1. August 2019:


 • Asylbewerberinnen und Asylbewerber (Gestattete), die
nicht aus sicheren Herkunftsstaaten stammen, können
auf Antrag Zugang zu Integrationskursen nach § 43
Aufenthaltsgesetz und bei Bedarf auch zu Berufssprach-
kursen nach § 45a Aufenthaltsgesetz erhalten. Dies gilt:


 › Wie bisher für Gestattete mit guter Bleibeperspektive
(ab dem 1. August 2019: Herkunftsländer Syrien und
Eritrea) und


 › Neu: für arbeitsmarktnahe* Gestattete mit unklarer
Bleibeperspektive (z. B. aus Afghanistan, Iran, Irak, 
Somalia), wenn sie vor dem 1. August 2019 eingereist 
sind und sich seit mindestens drei Monaten gestattet 
in Deutschland aufhalten.  


 • Geduldete erhalten Zugang zu den Berufssprachkursen
Dies gilt:


 › Wie bisher bei Duldung gem. § 60a Absatz 2 Satz 3
Aufenthaltsgesetz (grundsätzlich ab Sprachniveau B1, 
zudem auch Zugang zum Integrationskurs bis Sprach-
niveau B1; betrifft eine Duldung aus dringenden 
humanitären oder persönlichen Gründen oder 
erheblichen öffentlichen Interessen einschließlich der 
Ausbildungsduldung, ab dem 1. Januar 2020 auch 
einschließlich der Beschäftigungsduldung) oder


 › Neu: sonst nach sechs Monaten geduldetem Aufenthalt, 
wenn sie arbeitsmarktnah* sind. Für diese Gruppe  
der Geduldeten werden auch die Berufssprachkurse 
unterhalb des Sprachniveaus B1 geöffnet, da sie keinen 
Zugang zu Integrationskursen haben.


2. Schließung der Förderlücke für
Auszubildende und Studierende
im Asylbewerberleistungsgesetz
ab dem 1. September 2019:


Bisher war der Lebensunterhalt für Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber sowie Geduldete, die eine grundsätzlich 
nach dem BAföG oder dem SGB III förderfähige Ausbil-
dung oder ein Studium im Bundesgebiet aufgenommen 
haben, nicht durchgehend gesichert. Diese Förderlücke 
wird durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes geschlossen: 


 • Asylbewerberinnen und Asylbewerber können damit
während einer Berufsausbildung, einer schulischen
Ausbildung oder eines Studiums durchgängig Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen.


 • Geduldete, die eine betriebliche Berufsausbildung
aufgenommen haben, erhalten zunächst Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bzw. nach
15 Monaten Aufenthalt in Deutschland Leistungen
der Berufsausbildungsbeihilfe und ggf. aufstockende
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.


 • Geduldete, die eine schulische Ausbildung absolvieren
oder ein Studium aufgenommen haben und bei ihren
Eltern wohnen, können neben BAföG-Leistungen
aufstockend Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz erhalten.


* Arbeitsmarktnah sind Personen, die bei der Agentur für Arbeit ausbildungsuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet, beschäftigt
oder in betrieblicher Berufsausbildung sind oder in einer Einstiegsqualifizierung, in einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme oder 
in der ausbildungsvorbereitenden Phase der Assistierten Ausbildung gefördert werden. Damit sind insbesondere Personen von der För-
derung ausgeschlossen, die aufgrund eines aufenthaltsrechtlichen Arbeitsverbots keine Beschäftigung ausüben dürfen. Die Arbeits-
marktnähe ist dann nicht erforderlich, wenn aus Gründen der Kindererziehung die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht zumutbar ist.


 







Eckpunkte des BMAS zur Umsetzung der EU-Entsenderichtlinie 2


3. Veränderungen der Ausbildungs-
duldung und neue Möglichkeit  
der Beschäftigungsduldung ab 
dem 1. Januar 2020 
 


Die Voraussetzungen für den Erwerb einer Duldung und 
eines Aufenthaltstitels bei Ausbildung und Beschäftigung 
wurden vereinfacht. Durch eine bundeseinheitliche Praxis 
soll mehr Rechtssicherheit erreicht werden.


 • Ausbildungsduldung nach § 60c AufenthG


 › Ausländerinnen und Ausländer erhalten eine  
Ausbildungsduldung, wenn sie:


 •  im Asylverfahren eine qualifizierte Ausbildung 
begonnen haben und diese nach Ablehnung des 
Asylantrages fortsetzen möchten oder 


 •  im Asylverfahren eine Ausbildung im Bereich der 
Assistenz- und Helferberufe (z.B. Altenpflegehel-
fer/-in) aufgenommen haben und daran eine 
qualifizierte Berufsausbildung (z.B. Altenpfleger/-in) 
in einem Ausbildungsberuf, für den die Bundes-
agentur für Arbeit einen Engpass festgestellt hat, 
anschlussfähig ist und eine Ausbildungsplatzzusage 
dazu vorliegt oder


 •  nach Abschluss des Asylverfahrens eine Duldung 
besitzen und eine der oben angeführten Ausbildun-
gen aufnehmen. Geduldete, die eine Ausbildung 
aufnehmen und nach dem 31. Dezember 2016 
eingereist sind, müssen bei Antragstellung mindes-
tens drei Monate im Besitz einer Duldung (Vordul-
dungszeit) sein. Geduldete, die bis zum 31. Dezem-
ber 2016 eingereist sind, müssen keine 
Vorduldungszeit erfüllen, wenn die Berufsausbil-
dung vor dem 2. Oktober 2020 beginnt.


 › Eine Klärung der Identität ist grundsätzlich erforderlich
 •  bei Einreise vor dem 1. Januar 2020 bis zur Beantra-


gung der Ausbildungsduldung, spätestens bis 30. 
Juni 2020 oder


 •  bei Einreise ab dem 1. Januar 2020 innerhalb der 
ersten sechs Monate nach Einreise.


 › Die Ausbildungsduldung kann sieben Monate vor 
Ausbildungsbeginn beantragt und sechs Monate zuvor 
erteilt werden, wenn der Ausbildungsvertrag vorliegt.


 • Beschäftigungsduldung nach § 60d AufenthG


Geduldete können eine Beschäftigungsduldung für 30 Mo-
nate erhalten, wenn ihre Identität bei Antragstellung bzw. 
bis spätestens 30. Juni 2020 grundsätzlich geklärt ist und sie:


 › vor dem 1. August 2018 in die Bundesrepublik  
eingereist sind,


 › mindestens zwölf Monate im Besitz der Duldung sind,


 › seit mindestens 18 Monaten einer sozialversicherungs-
pflichtigen Tätigkeit mit regelmäßiger Arbeitszeit  
von 35 Std. pro Woche (20 Std. bei Alleinerziehenden) 
nachgehen,


 › ihren eigenen Lebensunterhalt durch Beschäftigung 
in den letzten zwölf Monaten gesichert haben und  
ihn zum Zeitpunkt der Antragstellung sichern (nur  
die antragstellende Person),


 › hinreichende mündliche Deutschsprachkenntnisse 
(A2) haben, auch wenn zuvor kein Integrationskurs 
besucht wurde.


 › Zudem müssen sie und ggfs. die/der Ehe-/Lebens-
partner/-in


 •  straffrei sein, mit Ausnahme von Straftaten nach 
dem AufenthG/AsylG,


 •  den Integrationskurs erfolgreich abgeschlossen 
haben, soweit eine Verpflichtung zur Teilnahme 
bestanden hat,


 •  keine Bezüge zu terroristischen oder extremisti-
schen Organisationen haben.


  Darüber hinaus darf gegen die Ausländerin oder  
den Ausländer keine Ausweisungsverfügung und 
keine Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG 
bestehen. Für die in familiärer Lebensgemeinschaft 
lebenden schulpflichtigen Kinder ist der Schulbesuch 
nachzuweisen und die Kinder dürfen nicht wegen in 
§ 60d Absatz 1 Nummer 10 AufenthG genannter Taten 
strafrechtlich verurteilt sein.


Die Regelung ist befristet bis zum 31. Dezember 2023. 


Die Darstellung von Verbesserungen im Bereich der Förderung von Berufsausbildung und  
Berufsvorbereitung sind einem gesonderten Faktenpapier vorbehalten. 
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Zugang zu Sprachförderung mit Aufenthaltsgestattung (ab 1. August 2019) 
Wer? „Gute Bleibeperspektive“ 


 
 nur noch Syrien und Eritrea (siehe 
„Faktenpapier“ des BMAS von Juli 
2019) 


Alle anderen Herkunftsstaaten 
 
 Einreise bis 31. Juli 2019  


Alle anderen 
Herkunftsstaaten 
 
 Einreise  
ab 1. August 
2019 


„Sichere 
Herkunftsstaaten“ 
 Albanien, 
Bosnien und 
Herzegowina, 
Ghana, Kosovo, 
Nordmazedonien, 
Montenegro, 
Senegal, Serbien 


Anmerkungen  
 


Integrationskurse  Ja. (ohne Wartefrist) Ja, nach 3 Monaten gestattetem Aufenthalt 
(ab Ankunftsnachweis), wenn:  
 
- arbeitslos gemeldet,  
- oder arbeitssuchend gemeldet,  
- oder ausbildungssuchend gemeldet sind, 
- oder in einem Beschäftigungsverhältnis,  
- oder in betrieblicher Ausbildung,  
- oder in Berufsvorbereitungsmaßnahmen,  
- oder in der ausbildungsvorbereitenden 
Phase einer Assistierten Ausbildung, 
- oder Betreuung eines Kindes unter drei 
Jahren oder eines Kindes ab drei Jahren, 
dessen Betreuung nicht sichergestellt ist. 


Nein. Nein. § 44 Abs. 4 Satz 2 AufenthG 
 


     


Berufsbezogene 
Deutschsprach-
förderung 
(DeuFöV) 


Ja. (ohne Wartefrist) Ja, nach 3 Monaten gestattetem Aufenthalt 
(ab Ankunftsnachweis), wenn: 
 
- arbeitslos gemeldet,  
- oder arbeitssuchend gemeldet,  
- oder ausbildungssuchend gemeldet sind, 
- oder in einem Beschäftigungsverhältnis,  
- oder in betrieblicher Ausbildung,  
- oder in Berufsvorbereitungsmaßnahmen,  
- oder in der ausbildungsvorbereitenden 
Phase einer Assistierten Ausbildung, 
- oder Betreuung eines Kindes unter drei 
Jahren oder eines Kindes ab drei Jahren, 
dessen Betreuung nicht sichergestellt ist. 


Nein.  Nein. § 45a Abs. 2 Satz 3 AufenthG 
  


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 



https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Thema-Arbeitsmarkt/faktenpapier-migrationspaket.pdf?__blob=publicationFile&v=1

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Thema-Arbeitsmarkt/faktenpapier-migrationspaket.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Sprachförderung mit Duldung (ab 1. August 2019) 
Wer? Alle Herkunftsstaaten 


 
 
 


Anmerkungen  


Integrationskurse 
 
 


Normalerweise nein.  
 


§ 44 Abs. 4 Satz 2 AufenthG 
 


Ja, bei Ermessensduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG erteilt worden ist. Dazu 
gehören auch die „Ausbildungsduldung“ nach § 60c AufenthG und die 
Beschäftigungsduldung nach § 60d AufenthG, da diese eine Spezialform der 
Ermessensduldung sind. 
 


Berufsbezogene 
Deutschsprachförderung 
(DeuFöV) 


Ja, bei Ermessensduldung (auch Ausbildungsduldung und Beschäftigungsduldung) 
 


§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 DeuFöV 
 
 


Ja, nach sechs Monaten „geduldetem“ Aufenthalt, wenn 
- arbeitslos gemeldet,  
- oder arbeitssuchend gemeldet, 
- oder ausbildungssuchend gemeldet, 
- oder in einem Beschäftigungsverhältnis,  
- oder in betrieblicher Ausbildung,  
- oder in Berufsvorbereitungsmaßnahmen,  
- oder in der ausbildungsvorbereitenden Phase einer Assistierten Ausbildung. 
 


§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 DeuFöV 
 
§ 13 Abs. 2 Nr. 2 DeuFöV:  
Unabhängig von der Voraussetzung B 1 und 
durchlaufenem Integrationskurs besteht in diesem Fall 
auch Zugang zu den Spezialberufssprachkursen gem. § 13 
DeuFöV, wenn sie mit der Duldung keinen Zugang zum 
Integrationskurs haben (da keine Ermessensduldung).  
 


Ansonsten: Nein.  







 
 
 
 
 
 
 


Stand: 20. Juli 2019 
 
Autor: 
GGUA Flüchtlingshilfe e. V.  
Claudius Voigt 
Hafenstr. 3-5, 48153 Münster.  
www.einwanderer.net 
voigt@ggua.de 
Fon: 0251-1448626 
 


 
 


 


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 



http://www.einwanderer.net/
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Aufstockungsklagen vom subsidiären Schutz auf die Flüchtlingseigenschaft nur noch 
bei konkreten individuellen Verfolgungsgründen erfolgreich sein werden. Die Flucht 
vor Krieg und Militärdienst allein, reichen nicht aus. Im Anhang finden Sie das 
gesamte Update (PDF 190719_Syrien_Update). 

 
5. Fortbildungen des Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (LBE) für 

Ehrenamtliche 
In der zweiten Jahreshälfte 2019 veranstaltet das LBE in Nürnberg wieder 
verschiedene Fortbildungen für Ehrenamtliche. Themen sind u.a. Fundraising mit 
Spaß und Erfolg, Vereinsmanagement und neu im Angebot: „Und wo bleibe ich? 
Resilienz stärken im Ehrenamt“. Die Seminare bieten für wenig Geld sehr viel Inhalt 
und finden größtenteils im fränkischen Raum statt. Den Fortbildungsflyer finden Sie 
bei Interesse im Anhang (PDF LBE_Fortbildungen_2019).  

 
6. Amnesty International Verfahrensberatung – Termine im August und September 2019 

Am Montag, den 26. August können sich Geflüchtete in der Sprechstunde von 
Amnesty International zu Fragen rund um ihr Asylverfahren beraten lassen. Weitere 
Sprechstunden gibt es am 9. September, 16. September sowie am 30. September. 
Die Beratung findet im Zeitraum von 18 bis 20 Uhr im Gesprächsladen an der 
Augustinerkirche, Dominikanerplatz 4 in Würzburg statt. Bitte alle Unterlagen 
mitbringen.  

 
Die letzten beiden Newsletter konnten krankheits- und urlaubsbedingt leider nicht versendet 
werden. Urlaubsbedingt ist das Büro der Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise auch die 
nächsten drei Wochen nicht besetzt.  
Tobias Goldmann ist ab dem 11. September 2019 wieder im Büro zu erreichen. Bei dringenden 
Anfragen können Sie sich an mich wenden (Tobias Bothe 0931 386 59 119). 
Ich wünsche eine gute Zeit und schon jetzt ein schönes Wochenende!  

 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Tobias Goldmann  
 
 

 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V.  
Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise  
Randersackerer Straße 25  
97072 Würzburg  
Tel. 0931 38659-118  
Fax 0931 38659-199  
Mobil 0172 7926928  
mailto: t.goldmann@caritas-wuerzburg.org  
www.caritas-wuerzburg.org 

 
Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration 
gefördert 

mailto:t.goldmann@caritas-wuerzburg.org
file://///CWFileCluster/UserHomes$/CW_GoldmannTo/goldmann/Signatur%20Goldmann/www.caritas-wuerzburg.org



 
 
 


 


 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Update Syrien, 19.07.2019 
 
Achtung: Änderung der Rechtsprechung in Bayern 
 
 
 
Syrien: 
Aufstockungsklagen auf Flüchtlingseigenschaft für Syrer*innen mit subsidiärem 
Schutz in Bayern 
 
Nach der früheren Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs BayVGH 
drohe männlichen Rückkehrern nach Syrien im militärdienstpflichtigen Alter zwischen 
18 und 42 Jahren (Wehrpflichtige und Reservisten), die sich durch die Flucht ins 
Ausland einer in der Bürgerkriegssituation drohenden Einberufung zum Militärdienst 
entzogen hatten, bei der Einreise nach Syrien eine Sicherheitskontrolle durch die 
syrischen Sicherheitskräfte und in Anknüpfung an eine (unterstellte) oppositionelle 
Gesinnung mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit eine flüchtlingsrelevante Verfolgung. 
 
Aufstockungsklagen dieser Gruppe vom subsidiären Schutz auf die 
Flüchtlingseigenschaft waren daher in den letzten Jahren in der Regel erfolgreich. Auch 
Asylanträge von Kontingentflüchtlingen dieser Gruppe wurden bei Ablehnung der 
Flüchtlingseigenschaft durch das BAMF von den bayerischen Verwaltungsgerichten 
meistens positiv entschieden. 
 
Der BayVGH hat seine Rechtsprechung nun geändert: Nach einem Urteil des 21. 
Senats vom 12.04.2019 (21 B 18.32459) droht nun aufgrund der Entziehung vom 
Militärdienst keine flüchtlingsrelevante Verfolgung mehr. Der Senat begründet dies 
damit, dass es bei einer zusammenfassenden Bewertung der aktuellen Erkenntnislage 
nunmehr an hinreichenden Anhaltspunkten dafür fehle. Das syrische 
Herrschaftssystem habe sich stabilisiert, der militärische Konflikt sei so weit 
eingedämmt, dass die Regierung eine Demobilisierung eingeleitet habe. Ein Erlass des 
syrischen Präsidenten gewähre syrischen Männern, die sich dem Militärdienst 
entzogen hätten, eine Amnestie. Es gebe keine Erkenntnisse darüber, dass die 
syrischen Behörden diesen Amnestieerlass nicht beachten würden. 
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Diese Änderung der Rechtsprechung betrifft nur die wehrpflichtigen Männer, die Syrien 
wegen des Krieges verlassen haben, um nicht eingezogen zu werden. 
 
Nicht davon berührt sind alle Syrer*innen, die andere individuelle konkrete 
Fluchtgründe haben, die flüchtlingsrelevant sind. 
 
Insbesondere nicht betroffen sind Palästinenser*innen mit UNRWA-Registrierung, die 
weiterhin als Flüchtlinge anerkannt werden. 
 
 
Für Ihre Beratungspraxis bedeutet dies nun: 
 
Aufstockungsklagen vom subsidiären Schutz auf die Flüchtlingseigenschaft werden nur 
noch erfolgreich sein für Palästinenser*innen mit UNRWA-Registrierung und 
Syrer*innen, die konkrete individuelle Verfolgungsgründe (z.B. früher aktive 
Oppositionsmitglieder, denen weiterhin eine Verhaftung droht) vortragen. Die Flucht vor 
dem Krieg und dem Militärdienst allein wird nicht ausreichend sein. 
 
Ob andere für die Flüchtlingseigenschaft ausreichende Verfolgungsgründe vorliegen, 
muss in einer individuellen Beratung geklärt werden. 
 
Bei Syrer*innen in noch laufenden Gerichtsverfahren ohne individuelle 
Verfolgungsgründe werden die Klagen voraussichtlich alle abgewiesen werden bzw. 
bereits positive Urteile der Verwaltungsgerichte werden vom VGH aufgehoben werden. 
Es verbleibt dann der subsidiäre Schutz. 
Alle im noch laufenden Verfahren sollten ihre Anwält*innen für eine weitere Beratung 
kontaktieren (Bei einer evtl. Klagerücknahme kann auch Geld und Zeit gespart 
werden). 
 
Bereits anerkannte Flüchtlinge müssen nicht befürchten, ihren Flüchtlingsstatus 
zu verlieren. Die Änderung der Rechtsprechung ist kein Widerrufsgrund! 
 
Familienmitglieder von bereits anerkannten Flüchtlingen haben weiterhin Anspruch auf 
das Familienasyl. 
 
Der Familiennachzug kann auch wieder von subsidiär Geschützten beantragt werden. 
 
Kontingentflüchtlinge sollten vor Stellung eines Asylantrages die individuellen 
Erfolgsaussichten überprüfen lassen. 
 
Alle Syrer*innen mit subsidiärem Schutz und alle syrischen Kontingentflüchtlinge ohne 
Erfolgsaussichten in einem Aufstockungsverfahren sollten sich dazu beraten lassen, 
wie sie so bald wie möglich eine Niederlassungserlaubnis (unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis) erhalten können.  
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Allgemeine Information zu unseren Newslettern: 
 
Wir beantworten Fragen zu unseren Newslettern nur den Hauptamtlichen 
in der Asyl- und Migrationsberatung, deren Verbände Rechtsberatungs-
verträge mit uns haben. Ehrenamtliche Flüchtlingshelfer*innen wenden 
sich bitte an ihre jeweiligen hauptamtlichen Berater*innen. Hauptamtliche 
Berater*innen, denen wir nicht im Rahmen unserer 
Rechtsberatungsverträge zur Verfügung stehen, wenden sich bitte an ihre 
Kanzleien vor Ort. 
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TAGUNGSORTE


 
Bildungszentrum Kloster Banz,  
Hanns-Seidel-Stiftung


96231 Bad Staffelstein 
tel 09573 3370  
www.hss.de


Georg-von-Vollmar-Akademie e.V.


Schloss Aspenstein, 82431 Kochel am See  
tel 08851 780 
www.vollmar-akademie.de


Tagungsräume Der Paritätische  
Bezirk Mittelfranken


Spitalgasse 3, 90403 Nürnberg 
tel 0911 205650 
www.mittelfranken.paritaet-bayern.de


 


REFERENTEN


 
Elisabeth Benzing, Leitung Kiss Nürnberg-Fürth-Erlan-
gen, langjährige Erfahrung in der Unterstützung von 
ehrenamtlich Engagierten in der Selbsthilfe


Michael Blatz, Unternehmens- und Vereinsberater, 
Trainer und Coach; langjährige Tätigkeit als Vertriebs und 
Marketingspezialist in der freien Wirtschaft


Renate Mitleger-Lehner, Rechtsanwältin, bundesweite 
Referententätigkeit im Bereich Gemeinschaftliche Selbst-
hilfe und Autorin des Ratgebers „Recht für Selbsthilfe-
gruppen“ 


Claudia Mönius, Kulturwissenschaftlerin und Coach, 
Lehrbeauftragte für Fundraising an sozialwissenschaftli-
chen Fakultäten und langjährige Praxiserfahrung


Wolfgang Neumüller, Sozialpädagoge, Leiter des Zen-
trums Aktiver Bürger Nürnberg; Erfahrungen als Freiwilli-
genkoordinator im MGH Nürnberg 


Dr. Thomas Röbke, Soziologe, Sozialplaner; geschäftsfüh-
render Vorstand LBE Bayern e.V.; Berater und Autor zu en-
gagementpolitischen Fragen und Freiwilligenmanagement  


Das LBE wird gefördert durch


INFORMATION & ANMELDUNG


 
Bitte melden Sie sich online über unsere Website  
www.lbe.bayern.de - Menüpunkt „Fortbildung“ an.  
Bitte bestätigen Sie Ihre Anmeldung über den Link, den 
Sie per Mail erhalten – erst dann geht Ihre Anmeldung 
bei uns ein.


 
Falls Sie keine Möglichkeit haben, sich online   
anzumelden, bitte per Mail, Fax oder Post an:


Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement  
Bayern e.V. 
Sandstraße 1 
90443 Nürnberg 
tel 0911 81 01 29-20 
fobi@lbe-bayern.de


 
Nach Eingang Ihrer Anmeldung erhalten Sie eine An-
meldebestätigung und Informationen zur Zahlung des 
 Teilnahmebeitrags. Eine Befreiung von der Teilnahme-
gebühr ist auch dann nicht möglich, wenn Sie auf 
 Verpflegung bzw. Übernachtung verzichten.


Sollten Sie wider Erwarten nicht teilnehmen können, 
bitten wir Sie, dies in jedem Fall baldmöglichst mitzuteilen. 
Bei Nichterscheinen oder kurzfristiger Absage werden 
Teilnahmebeitrag und ggf. entstandene Ausfallkosten 
einbehalten bzw. in Rechnung gestellt.


Ihre Angaben werden nach den Bestimmungen der 
 DSGVO Art.6 Abs.1 behandelt. Nähere Hinweise finden 
Sie bei der Anmeldung auf unserer Website. 
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FORTBILDUNG


Angebote des Landesnetzwerks  
Bürgerschaftliches Engagement
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MIT EHRENAMTLICHEN  


PROFESSIONELL ARBEITEN 


Die professionelle Begleitung des Einsatzes von Ehren-
amtlichen ist der Schlüssel für eine langfristig gute 
Zusammenarbeit. Das Seminar bietet mit Praxisblöcken 
und Fachbeiträgen einen umfassenden Überblick über 
die  Möglichkeiten und Instrumente des Freiwilligenma-
nagements und wendet sich an haupt- und ehrenamt-
liche  Kräfte in sozialen Organisationen und Verbänden, 
Bildungs- und Kultureinrichtungen, die mit Ehrenamtlichen 
arbeiten oder in Zukunft arbeiten möchten.


Referenten: Wolfgang Neumüller, Dr. Thomas Röbke


Bildungszentrum Kloster Banz:  
14.10.2019, 10.45 Uhr - 16.10.2019, 13 Uhr 
in Zusammenarbeit mit der Hanns-Seidel-Stiftung


90 € inkl. Unterkunft und Verpflegung


FUNDRAISING MIT SPASS UND ERFOLG


Das Seminar führt in Grundlagen, Instrumente und Praxis 
der Finanzierung gemeinnütziger Arbeit durch Fund -
raising-Maßnahmen ein. An konkreten Beispielen wird  
das Handwerkszeug vermittelt, um auf professionelle 
 Weise die notwendigen Ressourcen für Projekte und 
 Initiativen zu erschließen. Der Überraschungseffekt: 
 Mittelbeschaffung muss nicht trocken sein, sondern  
kann und soll sogar Spaß machen!


Referentin: Claudia Mönius  


Tagungsräume Der Paritätische, Nürnberg:  
11.11.2019, 9.30  - 17 Uhr


60 € inkl. Unterlagen und Verpflegung


RECHTLICHE FRAGEN IM EHRENAMT


Um Bürgerschaftliches Engagement auf sichere Füße zu 
stellen, müssen rechtliche Rahmenbedingungen geklärt 
sein. Dies gilt für die ehrenamtlich und hauptamtlich 
Tätigen in Vereinen genauso wie für Aktive in Initiativen. 
Fragen zu Haftung und Versicherungen, Steuerpflicht und 
Aufwandsentschädigungen werden ebenso angesprochen 
wie der Datenschutz. Nicht nur für große Vereine, auch für 
kleine Gruppen gilt, dass die Grundsätze des Datenschut-
zes eingehalten werden müssen. Ein weiterer Schwerpunkt 
liegt beim Presse- und Urheberrecht, das zum Beispiel bei 
der Erstellung eines Flyers eine Rolle spielt.


Referentin: Renate Mitleger-Lehner


Tagungsräume Der Paritätische, Nürnberg:  
19.11.2019, 9.30  - 17 Uhr


60 € inkl. Unterlagen und Verpflegung 


VEREINSMANAGEMENT 


Vereine sind heute vor große Herausforderungen ge-
stellt, von der Mitgliedergewinnung bis zur Nachfolge im 
Vorstand, von einer guten Öffentlichkeitsarbeit bis zu einer 
 soliden Finanzierung. Das Seminar gibt einen Überblick 
über verschiedene „Baustellen“ der Vereinsarbeit und 
richtet sich insbesondere an Verantwortliche des Vereins-
lebens. 


Referent: Michael Blatz


Schloss Aspenstein, Kochel:  
29.11.2019, 18.45 Uhr - 1.12.2019, 12.30 Uhr 
in Zusammenarbeit mit der Georg-von-Vollmar-Akademie


110 € DZ / 150 € EZ inkl. Unterkunft und Verpflegung 


UND WO BLEIBE ICH?  


RESILIENZ STÄRKEN IM EHRENAMT


„Irgendjemand muss es doch machen – und es ist ja 
auch nicht viel – also mache ich es schnell!“ Ehrenamt-
liches Engagement gibt Sinn und tut gut. Und auch 
Hauptamtliche in sozialen Organisationen sind oft mit 
viel Herzblut und Einsatzfreude dabei. Doch wenn alles 
zu viel wird, kann es ins Gegenteil umschlagen. In dem 
Workshop werden gemeinsam Strategien erarbeitet, 
die es im Alltag erleichtern, im inneren Gleichgewicht 
zu bleiben und die eigenen Grenzen zu erkennen. Wie 
kann ich im gemeinsamen Tun die Achtsamkeit für mich 
und die anderen erhalten?


Referentin: Elisabeth Benzing  


Tagungsräume Der Paritätische, Nürnberg:  
10.12.2019, 9.30  - 17 Uhr


60 € inkl. Unterlagen und Verpflegung 


 


ENGAGEMENT STÄRKEN –  


HALTUNG ZEIGEN


Wird Ihr ehrenamtliches Engagement in Ihrem Umfeld 
kritisiert? Wir vermitteln Workshops, in denen Elemente 
einer demokratiefördernden Haltung vermittelt werden, 
und die Möglichkeiten aufzeigen, wie Sie kritischen 
Kommentaren begegnen können. 
Informationen unter: www.engagement-staerken.de 
und bei Stephan Schwieren, Tel. 0911 81 01 29-19


PROFESSIONELLES MANAGEMENT  


VON EHRENAMTLICHEN 2020 


Die Hochschulkooperation Ehrenamt bietet auch 2020 
eine berufsbegleitende Weiterbildung „Freiwilligenma-
nager/in HKFM“ an. Termine und Anmeldung unter: 
www.hochschul-kooperation-ehrenamt.de
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